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Beginn der Sitzung: 16.06 Uhr 

Der Vorsitzende, Dr. Edgar Franke (SPD): Guten 
Tag, meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Zuschauerinnen und Zuschauer, meine sehr ver-
ehrten Sachverständigen. Ich begrüße Sie alle herz-
lich zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses 
für Gesundheit an diesem Nachmittag. Sie wissen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, in dieser 
öffentlichen Anhörung beschäftigen wir uns mit ei-
nem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. „Eine Lobby für die Pflege – Arbeitsbedin-
gungen und Mitspracherechte von Pflegekräften 
verbessern“ heißt der Antrag auf Drucksache 
18/11414 und er thematisiert den Mangel an quali-
fizierten Pflegekräften in Deutschland, in Pflegehei-
men, bei Pflegediensten oder in Krankenhäusern. 
Es wird in diesem Antrag ein ganzes Bündel von 
Maßnahmen vorgeschlagen, unter anderem Perso-
nalbemessungsregelungen, die bessere Vereinbar-
keit von Familie und Beruf sowie die Stärkung der 
Rolle professionell Pflegender in den Gremien der 
Kranken- und Pflegeversicherung und eine zu-
kunftsfeste Gestaltung der Pflegausbildung. Gerade 
die Pflegeausbildung ist ein Thema, das den Aus-
schuss erheblich beschäftigt hat. Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, bevor wir beginnen, 
möchte ich wie immer einige Erläuterungen zum 
Anhörungsverfahren geben: Uns stehen für diese 
Anhörung 60 Minuten zur Verfügung und die Frak-
tionen werden ihre Fragen abwechselnd in einer 
festen Reihenfolge stellen. Es beginnt in der ersten 
Fragerunde die CDU/CSU, gefolgt von der SPD, 
dann hat nochmals die CDU/CSU das Wort und an-
schließend fragen die Fraktionen DIE LINKE. und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. In der zweiten Runde 
ist die Reihenfolge CDU/CSU, SPD, CDU/CSU, 
SPD. Dann folgen wieder die Fraktionen DIE 
LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Runde 
eins und zwei erfolgen im Wechsel. Nach genau 
60 Minuten ist die Anhörung zu Ende. Noch ein-
mal zur Erinnerung: Jede fragestellende Fraktion 
stellt eine Frage an einen Sachverständigen. Ich 
bitte alle Wortbeiträge möglichst kurz zu halten, 
damit viele Fragen gestellt und beantwortet werden 
können. Ich bitte die aufgerufenen Sachverständi-
gen die Mikrofone zu benutzen und sich mit ihrem 
Namen und dem Verband vorzustellen. Des Weite-
ren bitte ich alle Mobiltelefone auszustellen. Ich 
verweise auch darauf, dass die Anhörung digital 

aufgezeichnet wird und heute live im Parlaments-
fernsehen übertragen wird. Außerdem ist die Anhö-
rung in der Mediathek des Deutschen Bundestages 
abrufbar. Das Wortprotokoll wird auf der Internet-
seite des Ausschusses veröffentlicht.  

Abg. Maria Michalk (CDU/CSU): Meine Frage rich-
tet sich an den GKV-Spitzenverband. Die Selbstver-
waltung hat von uns als Gesetzgeber den Auftrag 
erhalten, bis zum Jahr 2020 ein Verfahren zur ein-
heitlichen Bemessung des Pflegebedarfs in den Ein-
richtungen zu entwickeln. Bitte erläutern Sie uns 
den Stand dieses Verfahrens. 

SV Klaus Dumeier (GKV-Spitzenverband): Am 
31. März 2017 haben die Vertragsparteien nach 
§ 113 SGB XI den Zuschlag für dieses Projekt der 
Universität Bremen erteilt. Aktuell werden die Ein-
zelheiten des Vertrages mit dem Auftragnehmer 
diskutiert und die erforderliche Projektgenehmi-
gung herbeigeführt. Der Projektstart ist für Anfang 
August 2017 vorgesehen. Wir gehen davon aus, 
dass dieses Projekt dann wie vorgesehen durchge-
führt werden kann. 

Abg. Hilde Mattheis (SPD): Wir haben festgestellt, 
dass dieses Thema seit 2014 auf der Agenda des 
Ausschusses für Gesundheit steht. Die Koalitions-
fraktion haben in dieser Legislaturperiode bereits 
einige Maßnahmen beschlossen. Deswegen frage 
ich die Gewerkschaft ver.di: Wie bewerten Sie die 
gesetzgeberischen Maßnahmen, die für die Perso-
nalbemessung in der Pflege und im Krankenhaus 
auf den Weg gebracht wurden? Was ist Ihr Vor-
schlag zur Bekämpfung des Pflegekräftemangels? 
Ich füge gerne noch hinzu, dass die SPD das bis-
lang zum Thema Personalbemessung Beschlossene 
als wichtigen Anfang und nicht als Ende sieht. 

SV Dietmar Erdmeier (Vereinte Dienstleistungsge-
werkschaft (ver.di)): Ver.di begrüßt es sehr, dass 
der Bundesgesetzgeber die Notwendigkeit gesetzli-
cher Personalvorgaben erkannt und aufgegriffen 
hat. Gute Versorgungsqualität hängt entscheidend 
davon ab, ob genügend qualifiziertes Personal zur 
Verfügung steht. Dieser Zusammenhang ist wissen-
schaftlich vielfach nachgewiesen worden. Unsere 
Kolleginnen und Kollegen berichten aus den Be-
trieben, dass dort, wo es keine klaren Vorgaben 
gibt, an Personal gespart und die Arbeit verdichtet 
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wird. Das von ver.di geforderte bundesweit einheit-
liche Personalbemessungsverfahren trägt zur wirk-
samen Entlastung der Beschäftigten bei. Nur so 
lässt sich eine gute Versorgungsqualität sicherstel-
len. Die Attraktivität des Berufs wird dadurch ge-
steigert. Deshalb begrüßt ver.di die Entwicklung ei-
nes wissenschaftlich fundierten Verfahrens zur ein-
heitlichen Bemessung des Personalbedarfs für die 
Altenpflege nach § 113c SGB XI ausdrücklich. Ein 
Instrument soll allerdings frühestens 2020 zur Ver-
fügung stehen. Bis dahin ist in stationären Einrich-
tungen ein Personalschlüssel von einer Pflegekraft 
auf zwei Bewohnerinnen und Bewohner vorzuse-
hen. Zudem müssen nachts mindestens zwei Pfle-
gekräfte im Wohnbereich anwesend sein. Auch in 
der ambulanten Pflege ist eine Zwischenlösung 
notwendig. Die Fachkraftquote von mindestens 
50 Prozent, das möchte ich betonen, muss zwin-
gend eingehalten werden. Auch in einem Großteil 
der Krankenhäuser herrscht Personalnot. Die starke 
Zunahme der Fallzahlen und der Fallschwere geht 
nicht mit einer entsprechenden Aufstockung des 
Personals einher. Am stärksten belastet ist dabei 
die Pflege. Der Auftrag, Personaluntergrenzen für 
pflegesensitive Bereiche im Krankenhaus zu entwi-
ckeln, ist ein erster wichtiger Schritt. Es müssen 
weitere Schritte folgen. Es ist ein Personalbemes-
sungssystem zu entwickeln und umzusetzen, das 
den individuellen Pflegebedarf der Patientinnen 
und Patienten bei der Personalausstattung berück-
sichtigt. Ver.di fordert die schnellstmögliche bun-
desweit verbindliche bedarfsorientierte Einführung 
von Personalbemessungsregelungen für den Kran-
kenhausbereich sowie für die ambulante und stati-
onäre Pflege. 

Abg. Reiner Meier (CDU/CSU): Meine Frage geht 
an die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege. Was können Arbeitgeber bereits heute 
tun, um die Rahmenbedingungen der Beschäftigten 
in Pflegeeinrichtungen zu verbessern und welche 
Auswirkungen kann das auf die künftige Personal-
ausstattung haben? 

SVe Dr. Elisabeth Fix (Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtspflege e. V. (BAGFW)): Ar-
beitgeber können eine Menge tun, um die Personal-
ausstattung in der Pflege zu verbessern, auch wenn 
die Rahmenbedingungen von der Politik wesent-
lich mitgestaltet werden können. Durch die Erhö-
hung von Arbeitsplatz- und Berufszufriedenheit 

wird der Berufsverbleib gefördert. Hier können Ar-
beitgeber einen bunten Strauß von Maßnahmen er-
greifen. Sie können zum Beispiel altersgerechte Ar-
beitsplätze schaffen, indem Pflegekräfte, die kör-
perliche Belastungen nicht mehr so gut aushalten 
können, in die Betreuung umgeleitet werden. Ganz 
wichtig ist eine Gestaltung der sogenannten Work-
Life-Balance durch bessere Ausgestaltung der 
Schicht- und Einsatzpläne. Hier gibt es einen gro-
ßen Gestaltungsspielraum, der genutzt werden 
muss. Weiter sollten Vollzeitplätze für diejenigen, 
die nicht nur Teilzeit arbeiten wollen, angeboten 
werden. Ein wesentlicher Aspekt ist das betriebli-
che Gesundheitsmanagement sowohl für physische 
Erkrankungen wie Muskel- und Skeletterkrankun-
gen, als auch für psychische Erkrankungen. Häufig 
werden zu wenig Hilfsmittel eingesetzt oder, wenn 
sie vorhanden sind, werden diese vom Personal 
nicht akzeptiert. Es ist eine Aufgabe der Arbeitge-
ber, dies besser zu gestalten. Was die psychische 
Gesundheit anbelangt, gibt es durch die hohe Ar-
beitsverdichtung sehr häufig Konflikte am Arbeits-
platz. Hier muss man beispielsweise mit Coaching 
arbeiten. Ich möchte auch auf den hohen Grad an 
Bürokratisierung in der Pflege hinweisen. Wir sind 
sehr froh, dass es das Strukturmodell zur Entbüro-
kratisierung der Pflegedokumentation gegeben hat. 
Es ist eine wesentliche Aufgabe der Arbeitgeber, 
dieses Projekt in die Nachhaltigkeitsphase zu über-
führen. Ich könnte noch eine ganz Reihe von ande-
ren Maßnahmen aufführen, will es aber erst einmal 
dabei belassen. 

Abg. Harald Weinberg (DIE LINKE.): Meine Frage 
geht an ver.di. Wie kann nach Ihrer Einschätzung 
die Tarifautonomie im ambulanten und stationären 
Pflegebereich gesetzlich gestärkt werden? 

SV Dietmar Erdmeier (Vereinte Dienstleistungsge-
werkschaft (ver.di)): Ver.di erwartet, dass politische 
Rahmenbedingungen geschaffen werden, die tarif-
treue Einrichtungen belohnen. Der Vorrang für eine 
Einrichtung gemäß § 11 Absatz 2 SGB XI, ohne Ta-
rifvertrag, muss ausgeschlossen werden. Einrich-
tungen mit Tarifvertrag muss der Vorrang gewährt 
werden. Ver.di setzt sich für anständige Löhne und 
eine starke Tarifbindung ein. Deshalb muss der ein-
geschlagene Weg der gesetzlichen Privilegierung 
von Tarifpartnerschaften fortgesetzt werden. Tarif-
gebundene Betriebe benötigen mehr Gestaltungs-
möglichkeiten als Betriebe ohne Tarifbindung. Die 
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Möglichkeit der Gemeinverbindlichkeitserklärung 
von Tarifverträgen muss verbessert werden. Ver.di 
fordert, dass Anträge auf Allgemeinverbindlichkeit, 
die von den Tarifvertragsparteien einer Branche ge-
meinsam in den Tarifausschuss eingebracht wer-
den, nur durch eine Mehrheit des Tarifausschusses 
abgelehnt werden dürfen. Hier sind gesetzliche Än-
derungen notwendig. 

Abg. Elisabeth Scharfenberg (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Meine erste Frage geht an Herrn 
Prof. Dr. Greß. Welcher Zusammenhang besteht aus 
wissenschaftlicher Sicht zwischen der Personalaus-
stattung und der Qualität in der Pflege? Wie beur-
teilen Sie vor diesem Hintergrund die aktuelle 
Rechtslage zur Personalausstattung in Deutschland 
sowie die im vorliegenden Antrag formulierte For-
derung nach verbindlichen Personalbemessungsre-
gelungen? 

ESV Prof. Dr. Stefan Greß: Ich möchte mich bei 
meiner Antwort auf die Langzeitpflege beschränken 
und die Akutpflege im Krankenhaus weglassen. In 
der Langzeitpflege wissen wir insbesondere aus 
den USA, dass Mindestbemessungsstandards für 
Personalvorgaben wirken. Bei Einrichtungen, die 
vorher deutlich unter diesen Mindestvorgaben la-
gen, wird neues Personal eingestellt. Wie viele 
Kräfte und vor allen Dingen wie viele Fachkräfte 
eingestellt werden, hängt entscheidend von der Fi-
nanzierbarkeit ab. Dort, wo öffentliche Finanzie-
rungsträger diesen zusätzlichen Personalaufwand 
nicht refinanzieren, werden entweder weniger 
Fachkräfte oder weniger Kräfte insgesamt einge-
stellt. Das wirkt sich auch auf die Qualität der 
Pflege aus. Mehr Fachkräfte führen zu einer gerin-
geren Anzahl von Pflegefehlern, zu weniger Män-
gelrügen und insgesamt zu einer höheren Arbeits-
zufriedenheit der Beschäftigten. Diese Effekte tre-
ten nur ein, wenn sie refinanziert werden und eine 
hohe Fachkraftquote gehalten wird. Die aktuelle 
Rechtslage in Deutschland ist vor diesem Hinter-
grund höchst problematisch, weil wir nur Personal-
richtwerte ohne Vorgaben zur Personalbemessung 
haben, die sich von Bundesland zu Bundesland 
stark unterscheiden. Das heißt, es gibt einen Fli-
ckenteppich an Regelungen und es ist nicht einzu-
sehen, warum ein Pflegebedürftiger in Mecklen-
burg-Vorpommern eine andere Personalquote ha-
ben sollte als in Bayern. Was die Umsetzung des 
§ 113c SGB XI betrifft begrüße ich, dass vom  

Gesetzgeber erkannt wurde, dass es Handlungsbe-
darf gibt. Aus meiner Sicht fehlt die Implementie-
rung, d. h. das Monitoring und die Sanktionierung, 
wenn die Standards nicht eingehalten werden. Es 
ist auch nicht klar, wie diese Standards finanziert 
werden sollen und wie eine bundeseinheitliche 
Umsetzung aussehen könnte, um den angesproche-
nen Flickenteppich zu überwinden. 

Abg. Lothar Riebsamen (CDU/CSU): Meine Frage 
geht an die Deutsche Krankenhausgesellschaft. Wie 
haben sich die Zahlen der Pflegekräfte in den Kran-
kenhäusern und die der Ausbildungsplätze im 
Krankenhaus in den letzten zehn Jahren entwi-
ckelt? 

SV Dr. Bernd Metzinger (Deutsche Krankenhausge-
sellschaft e. V. (DKG)): Vor zehn Jahren, also 2007, 
war die Zahl der Pflegekräfte auf einem histori-
schen Tiefstand, weil 2003, nach der Einführung 
der DRG [Diagnosebezogene Fallgruppen] in den 
Krankenhäusern, zunächst Pflegekräfte abgebaut 
wurden. Seit 2007 steigt die Zahl der Pflegekräfte 
in den Kliniken wieder kontinuierlich an. 2007 hat-
ten wir nach einer Stichtagsbefragung des Statisti-
schen Bundesamtes 298 325 Pflegekräfte. Im Jahre 
2015 hatten wir 320 905 Pflegekräfte, also gut 
22 000 mehr. Wenn wir das auf 2017 extrapolieren, 
liegen wir heute bei etwa 325 000, also knapp zehn 
Prozent mehr Pflegekräfte in den Kliniken als 2007. 
Hinsichtlich der Ausbildungsplätze muss man zwi-
schen den eigentlichen Ausbildungsplätzen und 
der Zahl der Auszubildenden unterscheiden. Die 
Ausbildungsplätze sind reduziert worden, weil es 
eine ganze Reihe von zwar genehmigten, aber nie 
besetzten Plätzen gab. Um diese hat man das Ganze 
reduziert. Wenn wir die Auszubildenden betrach-
ten, hatten wir 2007 56 512 Auszubildende, das 
sind immer drei Jahrgänge, also knapp 20 000 pro 
Jahrgang und 2015 hatten wir 62 022, also fast zehn 
Prozent mehr Auszubildende. Darauf bezieht sich 
wahrscheinlich der Gesundheitsminister, wenn er 
sagt, dass wir noch nie so viele Auszubildende hat-
ten. Wenn wir das extrapolieren, kommen wir auf 
ungefähr 63 000 Auszubildende im Jahre 2017. 

Abg. Mechthild Rawert (SPD): Meine Frage geht an 
den Deutschen Pflegerat. Wie bewerten Sie die ge-
genwärtige Beteiligung von Vertreterinnen und 
Vertretern der Berufsgruppe der Pflegeberufe im 
Gemeinsamen Bundesausschuss, insbesondere im 
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Hinblick auf die Qualitätssicherung und die Patien-
tensicherheit? 

SV Thomas Meißner (Deutscher Pflegerat e. V. 
(DPR)): Ich bewerte die Situation als mangelhaft 
und unbefriedigend. Wir sind mit Gaststatus im Ge-
meinsamen Bundesausschuss. Wir sind in den Gre-
mien toleriert und arbeiten sehr aktiv mit. Wir ha-
ben eine Kollegin im Präsidium, die fast Vollzeit 
arbeitet. Aber wir sind nur toleriert und nicht fest 
integriert. Das gilt auch für viele andere Gremien, 
in denen wir noch nicht so etabliert und integriert 
sind wie andere Berufsgruppen, zum Beispiel die 
Ärzte oder die Krankenhausgesellschaft. Wir sehen 
dringenden Handlungsbedarf als Deutscher Pflege-
rat mit beteiligt zu werden, bis wir den Übergang 
zu einer Bundespflegekammer geschafft haben. 

Abg. Erwin Rüddel (CDU/CSU): Ich habe eine 
Frage an den GKV-Spitzenverband. Das Bundesso-
zialgericht hat entschieden, dass bei Verträgen über 
Leistungen der häuslichen Krankenpflege die Bin-
dung eines Leistungserbringers an einen Tarifver-
trag grundsätzlich nicht als unwirtschaftlich gewer-
tet werden kann. Welche Erfahrungen haben Sie 
bei der Umsetzung dieser Rechtsprechung? 

SV Klaus Dumeier (GKV-Spitzenverband): Das 
Bundesozialgericht hat sich mehrfach, zuletzt im 
Juni 2016, mit den Vergütungsverhandlungen im 
Bereich der häuslichen Krankenpflege befasst. Es 
wurde höchstrichterlich festgestellt, dass der 
Grundsatz der Beitragssatzstabilität Anwendung 
findet, dass die Vergütung leistungsgerecht sein 
muss, dass die Wahrung der Tarifbindung durch 
den Leistungserbringer einer wirtschaftlichen Be-
triebsführung nicht entgegensteht und dass bei den 
Vergütungsverhandlungen auch entsprechende 
Nachweise über die Leistungserbringung vorzule-
gen sind. Bei der Umsetzung wenden die Kranken-
kassen genau diese Regelungen an. Natürlich pas-
siert das auf Landesebene und unser Haus ist nicht 
unmittelbar betroffen. Wir können, soweit wir be-
troffen sind, sagen, dass bei der Entwicklung der 
Rahmenempfehlungen auf Bundesebene genau die-
ses thematisiert wird und auch mit entsprechenden 
Inhalten festzulegen ist. Derzeit sind wir bei den 
Verhandlungen mit der Leistungserbringerseite und 
es stellt sich heraus, dass es im Augenblick keinen 
Konsens gibt. Wir werden deshalb auch in diesem 
Zusammenhang die Schiedsstelle bilden müssen. 

Zum 1. Juli 2017 wird die Schiedsstelle gebildet 
und dann wird eine Regelung getroffen werden. Da-
bei gehen wir davon aus, dass die Tarifbindung im 
Kontext mit der wirtschaftlichen Betriebsführung 
zu sehen ist und auch mit den anderen Aspekten, 
die vom Bundessozialgericht genannt wurden, im 
Zusammenhang steht. Das heißt, dass die Tarifbin-
dung im Kontext der übrigen Parameter des Bun-
dessozialgerichts Berücksichtigung findet. 

Abg. Heike Baehrens (SPD): Meine Frage geht an 
die Vertreterin der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege und knüpft an die Aussage 
von Herrn Prof. Dr. Greß an, dass es zwischen den 
Bundesländern erhebliche Unterschiede bei den 
Personalschlüsseln gibt. Können Sie erklären, wie 
es zu solchen Unterschieden kommt und was gege-
benenfalls getan werden muss, um das zu verän-
dern? 

SVe Dr. Elisabeth Fix (Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtspflege e. V. (BAGFW)): Die 
Unterschiede in den Personalschlüsseln sind histo-
risch gewachsen. Seit 1990 haben wir zwischen 
den Bundesländern erhebliche Unterschiede und 
Schwankungen, ohne das erklärt werden könnte, 
warum in Mecklenburg-Vorpommern, wie Herr 
Prof. Dr. Greß ausgeführt hat, anders gepflegt wer-
den sollte als in Bayern. Diese historisch gewachse-
nen Schlüssel sind über die gesamten 20 Jahre Pfle-
geversicherung fortgeschrieben worden. Erst mit 
dem Pflegestärkungsgesetz II und den Verhandlun-
gen im Zusammenhang mit der Überleitung haben 
wir erste zaghafte Andeutungen, dass wir diese his-
torisch gewachsenen Unterschiede verändern 
könnten. Die Hauptkarte ist die Einführung eines 
Personalbemessungssystems, das nach § 113c  
SGB XI entwickelt und erprobt werden und 2020 
vorliegen soll. Es bedarf noch eines weiteren 
Schritts zu einer verbindlichen Einführung. Wir 
brauchen gesetzliche Vorgaben für die Umsetzung 
der Ergebnisse des Projektes, das steht noch aus. 
Und wir brauchen gesetzliche Vorgaben, dass sich 
die Messung des Personalbedarfs zwischen Meck-
lenburg-Vorpommern und Bayern nicht unterschei-
det und bei den Vergütungsverhandlungen aner-
kannt und umgesetzt wird. 

Abg. Kathrin Vogler (DIE LINKE.): Meine Frage 
richtet sich an die Deutsche Stiftung Patienten-
schutz. Bitte erläutern Sie, wie eine  
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gleichberechtigte Einbeziehung der Interessenver-
tretung pflegebedürftiger Menschen und der Pflege-
kräfte im Qualitätsausschuss ausgestaltet werden 
könnte. Welche Konsequenzen hätte es, wenn es 
keine stärkere Vertretung dieser Gruppen in dem 
Ausschuss geben würde? 

SVe Rieke Sturzenegger (Deutsche Stiftung Patien-
tenschutz): Aus unserer Sicht ist es wichtig, dass 
der Qualitätsausschuss eine legitime Rolle im Ent-
scheidungsverfahren der Pflegeversicherung be-
kommt. Wenn man sich die Aufgaben des Quali-
tätsausschusses anschaut, soll er die überfällige Re-
form des Pflege-TÜV vorantreiben und das Perso-
nalbemessungsinstrument entwickeln und erpro-
ben. Beides sind Aufgaben, die sowohl die Interes-
sen der Pflegekräfte als auch der Pflegebedürftigen 
unmittelbar betreffen. Wir glauben, dass alle Blick-
winkel in diesen Entscheidungsverfahren berück-
sichtigt werden sollten. Wir fürchten, dass Ent-
scheidungen nicht praxistauglich sind, wenn sie 
ohne die Berücksichtigung aller getroffen werden. 
Derzeit sind die Pflegekräfte mit einer Stimme im 
Qualitätsausschuss vertreten. Die Interessenvertre-
tung der pflegebedürftigen Menschen ist nur mit ei-
nem Teilnahme- und Antragsrecht, nicht aber mit 
einem Stimmrecht vertreten. Wir fordern deshalb 
als Deutsche Stiftung Patientenschutz die gleichbe-
rechtigte Einbeziehung der pflegebedürftigen Men-
schen in die Entscheidungsprozesse des Qualitäts-
ausschusses. Wir empfehlen für die Wahrnehmung 
der Interessen der pflegebedürftigen Menschen vier 
Vertreter der auf Bundesebene maßgeblichen Inte-
ressenvertretungen mit Sitz und Stimme in den 
Qualitätsausschuss aufzunehmen. Wir empfehlen 
weiter, diese Vertreter der Seite der Kostenträger 
zuzurechnen. Man muss sich vor Augen führen, 
dass die Pflegebedürftigen von den Entscheidungen 
des Qualitätsausschusses doppelt betroffen sind. 
Sie sind zum einen betroffen, weil es um sie geht, 
und zum anderen, weil sie im Teilkaskosystem der 
Pflegeversicherung selbst Kostenträger sind. Die 
Pflegebedürftigen zahlen knapp 40 Prozent der 
Kosten selbst. Das sind über 17 Milliarden Euro. 
Um dieser Summe gerecht zu werden, fordern wir 
eine gleichberechtigte Einbeziehung der Pflegebe-
dürftigen in den Qualitätsausschuss. 

Abg. Elisabeth Scharfenberg (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Meine nächste Frage geht an die 
BAGFW. Wie beurteilen Sie die Einschätzung im 

Antrag, dass die Stimme der Pflege, insbesondere 
in den gesetzlichen Gremien der Krankenversiche-
rungen, unterrepräsentiert ist und welche Verbesse-
rungsmöglichkeiten sehen Sie in diesem Geltungs-
bereich? 

SVe Dr. Elisabeth Fix (Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtspflege e. V. (BAGFW)): Die 
maßgeblichen Organisationen der Leistungserbrin-
ger in der Pflege spielen im G-BA, also im  
SGB V-Bereich, bisher eine sehr untergeordnete 
Rolle. Sie haben nur das Recht bei den sie betref-
fenden Angelegenheiten, wie beispielsweise bei der 
häuslichen Krankenpflege oder bei den Modellvor-
haben nach § 63 SGB V, eine Stellungnahme abzu-
geben und auch mündlich angehört zu werden, an-
sonsten gibt es keine Möglichkeiten. Das ist, wie 
meine Vorredner ausgeführt haben, entschieden zu 
wenig. Der Pflege muss auch im G-BA ein entspre-
chendes Gewicht zukommen. Wenn wir in der 
nächsten Legislaturperiode eventuell eine Struktur-
reform des Gemeinsamen Bundesauschusses be-
kommen, muss berücksichtigt werden, dass die 
Pflege sowohl strukturell, als auch in den Entschei-
dungsfindungsprozessen, einen angemessenen 
Platz im G-BA erhält.  

Abg. Michael Hennrich (CDU/CSU): Meine Frage 
richtet sich an den GKV-Spitzenverband. Wie be-
werten Sie die Forderung, Vertreter der Pflegebe-
rufe in die gemeinsamen Landesgremien und in die 
gemeinsamen Landespflegeausschüsse einzubin-
den? 

SV Klaus Dumeier (GKV-Spitzenverband): Zu-
nächst ist darauf hinzuweisen, dass die ordnungs-
politischen Aufgaben in Bezug auf die professio-
nelle Pflege mehrheitlich durch den Gesetzgeber 
auf Bundesebene normiert werden. Grundsätzlich 
kann bereits auf Landesebene die Beteiligung der 
Pflegeberufe geregelt werden. Soweit für konkrete 
Entscheidungen die Hinzuziehung der Pflegeberufe 
notwendig ist, werden diese in der Regel bei Ent-
scheidungsprozessen auf Landesebene hinzugezo-
gen. Vor diesem Hintergrund ist die Situation in 
den jeweiligen Ländern auch zu berücksichtigen. 
Auf dieser Grundlage ist die Entscheidung zu tref-
fen. 
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Abg. Bettina Müller (SPD): Ich habe eine Frage an 
den DGB. Sehen Sie die Bürgerversicherung als ge-
eignetes Instrument an, um die Pflegeversicherung 
zukunftsfest auszugestalten? 

SV Marco Frank (Deutscher Gewerkschaftsbund 
(DGB)): Die vom DGB angestrebte solidarische Bür-
gerversicherung in der Pflege sollte eine Pflegever-
sicherung für alle sein. Wir sprechen uns in diesem 
Sinne – natürlich im Rahmen der verfassungsrecht-
lichen Vorgaben – für die Eingliederung von Beam-
ten und Selbständigen aus. Die Beschränkung der 
Beitragspflicht auf Arbeitseinkommen lässt einen 
erheblichen Teil des gesellschaftlichen Wohlstands 
bei der Finanzierung dieser wichtigen sozialpoliti-
schen Aufgabe außen vor. Durch die Ausweitung 
der Beitrags- und Versicherungspflichtgrenzen und 
durch die Einbeziehung anderer Einkommensarten 
können die Finanzierungslasten auf eine breitere 
Basis gestellt werden. Eine einheitliche Finanzie-
rung der Pflegeversicherung würde zu einer gerech-
teren Verteilung der Finanzierungslasten des Pfle-
gerisikos führen. 

Abg. Erich Irlstorfer (CDU/CSU): Die Frage geht an 
den Deutschen Pflegerat. Wie beurteilen Sie die 
derzeitigen Möglichkeiten von Quereinsteigern, 
sich im Bereich der Pflege umschulen zu lassen? 
Bitte gehen Sie auch auf aktuelle Entwicklungen 
und Zahlen ein. 

SV Thomas Meißner (Deutscher Pflegerat e. V. 
(DPR)): Die Generierung der statistischen Zahlen ist 
sehr unterschiedlich. Sie werden im SGB XI auf 
eine ganz andere Art und Weise erhoben als im 
SGB V. Ich habe in einem Bericht des Instituts für 
Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) von 2015 
eine Zahl gefunden, die zeigt, dass die Umschu-
lungszahlen zwischen 2003 und 2006 deutlich zu-
rückgegangen sind. Seitdem sind die Zahlen aber 
wieder gestiegen. Die letzte Zahl, die mir vorliegt 
ist aus dem Jahr 2013. In der Bundesagentur für Ar-
beit wird davon gesprochen, dass zwischen 2010 
und 2015 die Anzahl von abgeschlossenen Um-
schulungen und Weiterbildungen um 10 000 gestie-
gen ist. Der Deutsche Pflegerat sieht das als ein gu-
tes Instrument, um den Fachkräftemangel am Markt 
zu beheben. Hierzu ist es erforderlich und da for-
dern wir eine Verdeutlichung der Situation, dass 
diese Maßnahmen über die Arbeitsagentur geför-
dert werden. Auch die Arbeitgeber trifft eine hohe 

Verantwortung, dieses fachlich zu unterstützen. 
Wir sehen gerade im ambulanten Bereich und in 
der Langzeitpflege viele Pflegehelferinnen und 
Pflegehelfer, die sich über ihren Berufsalltag in die-
sem wichtigen Beruf qualifizieren wollen, um da-
mit über den zweiten Arbeitsmarkt möglicherweise 
in einen Fachberuf zu gelangen. 

Abg. Harald Weinberg (DIE LINKE.): Meine Frage 
richtet sich an den Deutschen Gewerkschaftsbund. 
In Ihrer Stellungnahme betonen Sie, dass eine leis-
tungsgerechte Vergütung qualitätsgesicherter Pflege 
die tatsächlichen Personalkosten umfassen muss. 
Könnten Sie diese Position bitte kurz erläutern? 

SV Marco Frank (Deutscher Gewerkschaftsbund 
(DGB)): In Einrichtungen in denen nach Tarif be-
zahlt wird, verdienen Beschäftigte bislang etwa ein 
Viertel mehr als Kolleginnen und Kollegen in tarif-
losen Einrichtungen. Das könnte in der Praxis bis 
zu 500 Euro ausmachen. Insbesondere in privaten 
Pflegeeinrichtungen sind Tarifverträge eher die 
Ausnahme. Um Pflege insgesamt attraktiver zu ma-
chen, müssen Pflegekräfte nach Tarif bezahlt wer-
den. Dies schafft ein besseres Ansehen des Pflege-
berufes und beugt der Altersarmut der professionell 
Pflegenden vor. Der Gesetzgeber hat bereits mit In-
krafttreten des Pflegestärkungsgesetz I reagiert. Dort 
ist seit 2015 geregelt, dass Gehälter von den Kos-
tenträgern in der Pflegevergütung refinanziert wer-
den. Seit diesem Jahr ist mit dem Pflegestärkungs-
gesetz III geregelt, dass Löhne bis zur Höhe von Ta-
riflöhnen refinanziert werden können. Somit gibt 
es aus unserer Sicht keinen Grund mehr, den Be-
schäftigten in der Pflege eine tarifliche Bezahlung 
vorzuenthalten und diese gesetzlichen Regelungen 
müssen jetzt gelebt werden. 

Abg. Elisabeth Scharfenberg (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Meine Frage geht an Herrn 
Prof. Dr. Greß. Wir fordern in dem vorliegenden 
Antrag die Bundesregierung dazu auf, die Länder 
dabei zu unterstützen, die akademische Pflegeaus-
bildung als Regelangebot an den Hochschulen zu 
verankern. Welche Bedeutung hat eine Akademi-
sierung für den Pflegeberuf und was muss dafür 
noch erfolgen? 

ESV Prof. Dr. Stefan Greß: Für die Attraktivitäts-
steigerung des Pflegeberufes ist nicht nur eine bes-
sere Bezahlung, nicht nur eine Verbesserung der 
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Arbeitsbedingung, beispielsweise durch eine ver-
besserte Personalausstattung, sondern auch eine 
qualifikatorische Aufwertung notwendig. Insofern 
hat der Wissenschaftsrat aus meiner Sicht zu Recht 
darauf hingewiesen, dass eine Akademisierungs-
quote von 15 bis 20 Prozent, also eine Teilakademi-
sierung, in der Tat zu einer qualifikatorischen Auf-
wertung führen könnte. Wir wissen aus dem Aus-
land, dass mit einer akademischen Ausbildung die 
Identifikation mit dem pflegerischen Beruf steigt, 
dass die Anerkennung durch andere Berufsgruppen 
steigt und dass auch in einigen Bereichen die Ver-
sorgung verbessert werden kann. Damit das gesche-
hen kann, müssen allerdings in Deutschland einige 
Rahmenbedingungen verändert werden. So ist es 
derzeit nicht möglich, mit einem akademischen 
Abschluss gleichzeitig auch die Berechtigung zur 
Berufsausübung zu erwerben. Das ist aber eine 
zwingende Voraussetzung. Zum anderen müssen 
diese Studienplätze von den Bundesländern finan-
ziert werden können. Hier sind die Länder in der 
Verantwortung. 

Abg. Dr. Katja Leikert (CDU/CSU): Ich habe eine 
Frage an Herrn Dumeier vom GKV-Spitzenverband. 
Wir haben durch das Präventionsgesetz das betrieb-
liche Gesundheitsmanagement gestärkt. Inwiefern 
können aus Ihrer Sicht Pflegekräfte davon profitie-
ren? 

SV Klaus Dumeier (GKV-Spitzenverband): Die 
Krankenkassen haben ihre Leistungen zur betriebli-
chen Gesundheitsförderung insgesamt erheblich 
ausgeweitet. Von 2015 bis 2016 gab es annähernd 
eine Verdoppelung. Gerade die Branchen im Ge-
sundheits- und Sozialwesen profitieren davon. Die-
ser Bereich ist mit einer Größenordnung von 
17 Prozent der zweitgrößte Bereich. Es ist davon 
auszugehen, dass die Krankenkassen ihre Aktivitä-
ten in Pflegeeinrichtungen nach dem Präventions-
gesetz deutlich gesteigert haben. In welchem Um-
fang das sein wird, kann man im Augenblick noch 
nicht mit Zahlen belegen. Dies erfolgt mit dem Prä-
ventionsbericht für das Jahr 2017, der im Herbst 
dieses Jahres herausgebracht wird und den Be-
richtszeitraum 2016 umfasst. In dem Leitfaden zur 
Prävention in stationären Pflegeeinrichtungen emp-
fiehlt der GKV-Spitzenverband ausdrücklich, dass 
die Präventionsleistungen in Kombination mit den 
Beschäftigten einerseits und den pflegebedürftigen 
Menschen andererseits durchgeführt werden. Das 

dürfte noch einmal einen Schub bringen. Außer-
dem wurde im Mai dieses Jahres die BGF-Koordi-
nierungsstelle (Betriebliche Gesundheitsförderung) 
eingeführt. Das heißt, die Arbeitgeber haben einen 
erheblich erleichterten Zugang, um diese Maßnah-
men durchführen zu können. Insgesamt ergibt dies 
sehr positives Bild. 

Abg. Marina Kermer (SPD): Meine Frage geht eben-
falls an den GKV-Spitzenverband. Der Antrag der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN kritisiert die 
Arbeitssituation der Pflegekräfte im Krankenhaus-
bereich und begründet dies mit einem gestiegenen 
Arbeitsaufkommen aufgrund einer unzureichenden 
Pflegepersonalausstattung. Worin sehen Sie Lö-
sungsansätze zur Verbesserung der Personalbeset-
zung im Krankenhaussektor? 

SVe Dr. Mechthild Schmedders (GKV-Spitzenver-
band): Man kann ein ganzes Bündel von Maßnah-
men nennen. Einmal kennen wir die Pflegeförder-
programme – das zweite Programm läuft gerade. 
Wir werden in Kürze die ersten Zahlen haben, die 
sicherlich zu einem Pflegepersonalaufbau führen 
werden. Auch das Hygieneförderprogramm kommt 
mit seinen Mitteln der Pflege im Krankenhaus zu-
gute. Wir haben zudem über den Pflegezuschlag – 
immerhin 500 Millionen Euro, die zukünftig auf 
800 Millionen Euro angehoben werden – ein weite-
res Finanzvolumen, das prinzipiell auch für eine 
bessere Pflegeausstattung zur Verfügung stehen 
könnte. Wir haben immer dafür geworben, Vorga-
ben für pflegesensitive oder pflegekritische Berei-
che zu machen. Wir haben bereits erste Erfahrun-
gen mit Qualitätsvorgaben in der Arbeit des Ge-
meinsamen Bundesausschusses gesammelt. Auch 
hier sehen wir einen möglichen Ansatz, um für 
pflegesensitive Bereiche bessere Vorgaben zu haben 
und damit die Pflegepersonalausstattungssituation 
zu verbessern. Man muss aber seinen Blick auch 
auf die Ursachen der jetzigen Probleme richten. Ein 
Problem in Deutschland ist, dass wir Regionen mit 
einer Überversorgung kennen. Wir haben beispiels-
weise im Ruhrgebiet oder im Berliner Raum sehr, 
sehr viele Krankenhäuser, die um Personal konkur-
rieren, und die nicht unbedingt bedarfsgerecht 
sind. Hier sind ebenfalls strukturelle Maßnahmen 
erforderlich, um eine Ursache, die Konkurrenz um 
die Pflegekräfte, abzumildern und zu reduzieren. 
Ein weiteres Thema, das sicherlich dazu beiträgt, 
dass an der Pflegepersonalausstattung gespart wird, 
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sind die unzureichenden Investitionsfinanzierun-
gen der Länder. Das muss benannt werden. Eine 
mittelfristige Perspektive wäre eine verbesserte For-
schung zum Zusammenhang zwischen Pflegeperso-
nalausstattung und Ergebnisqualität der Versor-
gung. Die Beratungen in der Pflegeexpertenkom-
mission haben gezeigt, dass wir für Deutschland zu 
wenige Kenntnisse haben. Hier mit einer mittelfris-
tigen Perspektive zu investieren, um eine bessere  
Datengrundlagen zu haben, wäre sicherlich von 
Vorteil. 

Abg. Hubert Hüppe (CDU/CSU): Ich habe eine 
Frage an den Marburger Bund. Welche Auswirkun-
gen hätte die Einführung einer Pflegebürgerversi-
cherung auf die Versorgung von Pflegebedürftigen 
und auf die Finanzierung des Pflegeversicherungs-
systems? 

SV Armin Ehl (Marburger Bund – Verband der an-
gestellten und beamteten Ärztinnen und Ärzte 
Deutschlands e. V.): Die Ärzteschaft hat sich in der 
vergangenen Woche beim 120. Deutschen Ärztetag 
in Freiburg mit dem Thema Bürgerversicherung be-
fasst. Der Marburger Bund hat die Anträge zur Bei-
behaltung des dualen Systems von PKV und GKV 
mitgetragen. Die Frage hat zwei Dimensionen, ein-
mal die Versorgung und einmal die Finanzierung. 
Die Leistungen der sozialen und privaten Pflegever-
sicherungen sind gleich. Insofern hätte eine Zusam-
menlegung der Finanzierungssysteme kaum Aus-
wirkungen auf die Versorgung. Wenn man aber be-
denkt, dass es auch in der Pflegeversicherung einen 
gewissen Innovationswettbewerb gibt, beispiels-
weise bei der Beratung, bei der Prävention oder bei 
der Qualitätssicherung, würde dieser Wettbewerb 
durch die Zusammenlegung der Finanzierungssys-
teme wegfallen. Zu den Finanzierungsfragen: Wenn 
zunächst die beiden Bereiche lediglich zusammen-
gelegt werden, ist das ein Nullsummenspiel. Inso-
fern kann man sagen, dass es sicherlich eine kurz-
fristige Entlastung im Bereich der sozialen Pflege-
versicherung geben würde. Aber dadurch, dass 
auch Leistungsausweitungen geplant sind, würde 
diese Entlastung mittelfristig sicherlich relativ 
schnell wieder verpuffen. Grundsätzlich soll das 
natürlich ein Einstieg in die große Bürgerversiche-
rung sein. Hier bleibt die Frage, wie mit den Rück-
stellungen umgegangen werden muss. 

Abg. Martina Stamm-Fibich (SPD): Meine Frage 
geht an ver.di und den bpa. In der Kranken- und 
Altenpflege gibt es viele unfreiwillige Teilzeitar-
beitsplätze. Ein wesentlicher Grund ist die Unat-
traktivität des Berufes. Warum ist dies so und wol-
len Sie das ändern? 

Der Vorsitzende: Frau Stamm-Fibich, wir haben 
immer nur einen Adressaten. Wen fragen Sie?  

Abg. Martina Stamm-Fibich (SPD): ver.di. 

SV Dietmar Erdmeier (Vereinte Dienstleistungsge-
werkschaft (ver.di)): Ja, das stimmt. Laut Pflegesta-
tistik 2015 arbeiten in stationären Einrichtungen 
annähernd zwei Drittel, also 63 Prozent, in Teilzeit. 
In der ambulanten Pflege ist es sogar noch dramati-
scher. Hier arbeiten 69 Prozent in Teilzeit. Zudem 
sind hohe Befristungsquoten und Befristungen bei 
Neueinstellungen festzustellen. Die Arbeit in der 
Pflege unterscheidet sich somit häufig von einem 
normalen Arbeitsverhältnis. Unsere Kolleginnen 
und Kollegen in den Betrieben sagen uns immer 
wieder, dass dringend mehr Personal notwendig 
ist, weil die Arbeit nicht mehr zu schaffen ist. Die 
Arbeitsbedingungen der beruflich Pflegenden sind 
von entscheidender Bedeutung für die hohe Versor-
gungsqualität der Pflege und natürlich für die At-
traktivität des Berufs. Ein entscheidendes Mittel 
dafür sind verbindlich am Bedarf orientierte gesetz-
liche Personalvorgaben. Das kann die Politik re-
geln. Die Arbeitgeber haben für attraktive und ge-
sunde Arbeitsbedingungen Sorge zu tragen, so dass 
eine Vollzeittätigkeit möglich ist und die Berufsver-
weildauer deutlich verlängert werden kann. Flexi-
bilität bei der Dienstplangestaltung zu Lasten der 
Beschäftigten darf kein Argument für mehr Teil-
zeitangebote sein. Die Reduzierung der Teilzeit 
kann maßgeblich dazu beitragen, dem Fachkräfte-
mangel entgegenzuwirken. 

Abg. Kathrin Vogler (DIE LINKE.): Ich habe eine 
Frage an den Einzelsachverständigen 
Prof. Dr. Greß. Sie befürworten ausdrücklich eine 
Umwidmung des Pflegevorsorgefonds in einen 
Pflegepersonalfonds. Für welche aktuellen notwen-
digen Leistungen sollten Ihrer Ansicht nach diese 
Fondsmittel kurzfristig zur Verfügung stehen? 

ESV Prof. Dr. Stefan Greß: Die Umwandlung des 
Vorsorgefonds in einen Personalfonds wäre nicht 
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nur ein Zeichen für die Wertschätzung der Pflege-
kräfte, sondern könnte kurzfristig dazu genutzt 
werden, das Personal in der stationären, aber auch 
in der ambulanten Pflege aufzustocken. Beim der-
zeitigen Vergütungsniveau und bei der derzeitigen 
Fachkraftquote von 50 Prozent wären das ungefähr 
35 000 Vollzeitarbeitsplätze, die jedes Jahr zusätz-
lich finanziert werden könnten. Der Pflegevorsorge-
fonds müsste zudem keine Negativzinsen zahlen. 

Abg. Elisabeth Scharfenberg (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Meine nächste Frage geht an den Ver-
braucherzentrale Bundesverband. Wir fordern in 
unserem Antrag, dass die Leistungen der Pflegever-
sicherungen regelmäßig an die Lohn- und Inflati-
onsentwicklung angepasst werden müssen. Wir be-
urteilen Sie die derzeitige Rechtslage und unsere 
Forderung? 

SVe Christiane Rock (Verbraucherzentrale Bundes-
verband e. V. (vzbv)): Gegenwärtig ist es leider so, 
dass mit Hilfe der Leistungen aus der sozialen Pfle-
geversicherung immer weniger Pflege- und Betreu-
ungsleistungen abgedeckt werden. Pflegebedürftige 
müssen immer mehr dazuzahlen, weil die Pflege-
leistungen etwa durch gestiegene Löhne teurer wer-
den, während gleichzeitig aber die Leistungen der 
sozialen Pflegeversicherung zwischen 1995 und 
2008 stagnierten. 2008 erfolgten zwar Anpassun-
gen, die allerdings den Realwertverlust der Leistun-
gen für Pflegebedürftige nicht ausgleichen konnten. 
§ 6 SGB XI sieht lediglich alle drei Jahre einen 
Prüfauftrag für die Bundesregierung zur Anpassung 
der Leistungen vor. Begrüßenswert ist die Forde-
rung nach einer regelmäßigen automatischen An-
gleichung der Leistungen an die tatsächliche Ent-
wicklung. Unserer Auffassung nach muss diese Dy-
namisierung jährlich bzw. alle zwei Jahre erfolgen. 
Zudem muss der in den letzten Jahren angehäufte 
Kaufkraftverlust, bei der Regelanpassung der Leis-
tungen schrittweise mit abgebaut werden. 

Abg. Rudolf Henke (CDU/CSU): Ich würde gerne 
von der BDA wissen, wie sie den Evidenzstand zu 
Bemühungen um kurzfristig verbindliche Personal-
ausstattungsverbesserungen einschätzt. Wir bege-
ben uns im Augenblick an das Thema „Pflegeperso-
naluntergrenzen“. Es gibt ein Gutachten, auf dessen 
Grundlage die Krankenhausgesellschaft und die 
Krankenkassen den Auftrag haben, ein anwendba-
res Instrument zu entwickeln. Hier in dem Antrag 

gehen die Antragsteller darüber hinaus und verlan-
gen nach kurzen verbindlichen Personalausstattun-
gen im Krankenhausbereich, sowohl in der ambu-
lanten als auch in der stationären Pflege. Wie schät-
zen Sie die Evidenz der verfügbaren Studien ein? 

SV Dr. Volker Hansen (Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände e. V. (BDA)): Für 
mich sind diese Forderungen ein Schnellschuss 
aus der Hüfte. Es ist schon mehrfach angesprochen 
worden, dass wir im Jahre 2015 mit dem Kranken-
hausstrukturgesetz ein Pflegestellenförderpro-
gramm mit 6 300 Stellen eingeführt haben. Das ist 
in 2016 angelaufen. Jetzt sollten wir erst einmal ab-
warten, was dabei herauskommt. Das sollte evalu-
iert werden, um zu sehen, was die Ergebnisse sind. 
Wir haben, das haben Sie gerade angesprochen, 
den gemeinsame Auftrag von GKV-Spitzenverband, 
Kommunen und anderen, bis Mitte 2020 ein wis-
senschaftlich Verfahren zu entwickeln und zu 
überprüfen. Auch hier plädiere ich dafür, dieses 
Vorhaben zunächst anlaufen zu lassen. Was haben 
wir davon, wenn wir ständig Programme gesetzge-
berisch auf den Weg bringen, die eine gewisse Zeit 
brauchen und während sie noch laufen oder anlau-
fen, sofort Nachforderungen stellen. Ich möchte an-
fügen, dass die Frage der Personalausstattung für 
mich ganz zuvorderst eine Managementaufgabe ist. 
Frau Dr. Fix hat das angesprochen, vielleicht nicht 
so, wie ich es meine, aber sie hat gesagt, was Ar-
beitgeber tun können, um Pflegekräfte zu rekrutie-
ren oder auch zu halten. Das ist die Management-
aufgabe. Hier sind die Arbeitgeber der Zeit nicht 
hinterher. Gerade die Arbeitgeber im Bereich der 
Pflegeeinrichtungen sind am Markt mit anderen Ar-
beitsgebern in diesem Sektor Konkurrenten. Das 
heißt, wenn sie ihre Leistungen am Markt erhalten 
wollen, müssen sie auch dafür sorgen, dass das Per-
sonal, das sie brauchen, verfügbar ist und entspre-
chend Personal gewinnen. Erlauben Sie mir eine 
kleine Randbemerkung. Was mich immer maßlos, 
fast entsetzt, ist die Forderung nach Tarifverträgen, 
der Zwang zu Personalquoten, zu Akademisie-
rungsquoten oder die Forderung nach höheren 
Zwangsabgaben. Ich finde, wir sollten das System, 
was kein schlechtes ist, laufen lassen. Wir sollten 
beobachten, aber nicht ständig mit Zwangsmaßnah-
men kommen, die letztendlich nicht zu den Ergeb-
nissen führen, die angedacht sind. Wir sollten auch 
die Frage, wieviel etwas kostet und wer es bezahlen 
soll, im Auge behalten. 
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Es ist richtig, wir haben keine Dynamisierung der 
Pflegeleistungen aller Renten in der Rentenversi-
cherung pro Jahr nach einer Lohnentwicklung, aber 
wir haben seit Einführung der Pflegeversicherung 
im Grunde permanent eine enorme Ausweitung des 
Leistungsspektrums gehabt, allein im Rahmen der 
Pflegestärkungsgesetze um 0,5 Prozentpunkte, 
sprich, über 6 Milliarden Euro. Das sollte man mit 
betrachten und nicht allein auf die Höhe der ein-
zelnen Leistungen blicken. 

Abg. Sabine Dittmar (SPD): Meine Frage richtet 
sich an den Deutschen Pflegerat, Herrn Meißner. 
Wie sollen die Aufgaben zwischen den unter-
schiedlichen Professionen in den Gesundheitsberu-
fen künftig, auch vor dem Hintergrund der Heraus-
forderungen des demokratischen Wandels, verteilt 
werden. 

SV Thomas Meißner (Deutscher Pflegerat e. V. 
(DPR)): Das ist eine gute und komplexe Frage. Das 
gesamt System müsste umgestellt werden. Wir ha-
ben in Deutschland ein arztzentriertes System und 
wir brauchen ein kompetenzorientiertes System. 
Das fordern wir als Deutscher Pflegerat. Dann wür-
den wir nicht mehr hierarchisch operieren, son-
dern nach Kompetenzen und die Versorgung am 
Patienten würde deutlich besser werden. Soweit 
unsere Forderung. 

Abg. Erwin Rüddel (CDU/CSU): Ich habe eine 
Frage an den Bundesverband privater Anbieter so-
zialer Dienste. Arbeitgeber können schon heute 
Weiterqualifizierungen ihres Personals etwa vom 
Pflegehelfer zur examinierten Pflegefachkraft för-
dern. Wie sind Ihre Erfahrungen mit diesen Maß-
nahmen und können Sie hier Zahlen nennen? 

SV Herbert Mauel (Bundesverband privater Anbie-
ter sozialer Dienste e. V. (bpa)): Herr Rüddel, das ist 
eine sehr wichtige Frage und für uns eine sehr hilf-
reiche Entwicklung. Wir haben im Moment etwa 
16 000 Umschüler in der Weiterbildung. Es ist es 
für uns sehr hilfreich, dass es eine volle Förderung 
der Umschulung gibt. Allein zwischen 2012 und 
2016 haben sich die Zahlen verdoppelt. Das ist für 
uns ein wichtiger Beitrag zum Problem Nummer 
eins, der Personalgewinnung, neben einem Bestre-
ben zur Vollzeittätigkeit. Letztlich muss man sagen, 
den Dienstplan bestimmen die pflegebedürftigen 
Menschen. Das muss nach wie vor gelten und nicht 

allein die Interessen der Beschäftigten, auch wenn 
diese wichtig sind. Wir haben in der Ausbildung 
zur Altenpflege Rekordzahlen. Wir haben durch-
schnittlich 7 000 Umschulungen pro Jahr und wir 
gewinnen insbesondere Berufswiedereinsteiger, die 
im Alter zwischen 35 und 40 sind und anschlie-
ßend mit einer sehr, sehr langen Berufsverweil-
dauer aufwarten. Über 80 Prozent sind schon nach 
wenigen Monaten in sozialversicherungspflichten 
Beschäftigungsverhältnissen tätig und das auch 
dauerhaft. Für uns ist diese mit der Ausbildungs- 
und Qualifizierungsoffensive Altenpflege angesto-
ßene Entwicklung sehr hilfreich und wir bitten da-
rum, dass diese dauerhaft weitergeführt wird. 

Abg. Kathrin Vogler (DIE LINKE.): Meine Frage 
geht an den Verbraucherzentrale Bundesverband. 
Sie halten Sofortmaßnahmen für eine bessere Per-
sonalausstattung zur Umsetzung des Pflegebegriffs 
für dringend erforderlich. Können Sie uns eine 
konkrete Maßnahme vorschlagen, wie das gehen 
kann?  

SVe Christiane Rock (Verbraucherzentrale Bundes-
verband e. V. (vzbv)): Die wichtigste Maßnahme ist 
eine Überarbeitung des § 130c SGB V. Wir haben 
dort die Regelung, dass ein Personalbemessungs-
verfahren durchgeführt wird. Wichtig ist neben die-
ser Entwicklung die verbindliche Einführung bzw. 
Anwendung eines solchen Personalbemessungsin-
struments und eine entsprechende Übergangsrege-
lung bis zum Jahre 2020. 

Abg. Elisabeth Scharfenberg (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Meine nächste Frage geht an ver.di. Ich 
würde gerne wissen, wie Sie zu unserer Forderung, 
einen Gesundheitsberufe-Gipfel einzuberufen, ste-
hen und welche Ziele sich aus Ihrer Sicht damit er-
reichen lassen. 

SV Dietmar Erdmeier (Vereinte Dienstleistungsge-
werkschaft (ver.di)): Ver.di unterstützt die Einberu-
fung eines Gesundheitsberufe-Gipfels, um eine 
grundlegende Neuaufstellung in Angriff zu neh-
men. Eine Weiterentwicklung der Heilberufe ist vor 
dem Hintergrund sich verändernder Anforderun-
gen in der gesundheitlichen Versorgung notwendig. 
Für alle Heilberufe ist ein bundeseinheitlicher Rah-
men für die Ausbildung zu schaffen. Ziel ist es, die 
Strukturen und Rahmenbedingungen einheitlich zu 
gestalten. Dazu gehören insbesondere Vorgaben zur 
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Formulierung der Ausbildungsziele, zur Qualität 
der theoretischen und praktischen Ausbildung, zur 
Qualifikation der Lehrenden und zur Finanzierung 
der Ausbildung. Eine Schulgeldzahlung ist grund-
sätzlich auszuschließen. Der Anspruch auf eine an-
gemessene Ausbildungsvergütung ist für alle Aus-
bildungsberufe zu regeln und unter dem Dach des 
gemeinsamen Berufe-Gesetzes sind für die einzel-
nen Heilberufe spezielle Regelungen vorzusehen. 
Dazu gehört insbesondere auch die fachbezogene 
Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten. 

Abg. Rainer Hajek (CDU/CSU): Eine Frage an den 
bpa. Wir bewerten Sie den Vorschlag für einen Ta-
rifvertrag „Soziales“, der durch die Politik für allge-
mein verbindlich erklärt werden könnte? 

SV Herbert Mauel (Bundesverband privater Anbie-
ter sozialer Dienste e. V. (bpa)): Uns ist klar, wer 
Fachkräfte gewinnen will, muss gute Arbeitsbedin-
gungen ermöglichen und eine angemessene Vergü-
tung ist dafür essentiell. Wir sind im Wettbewerb 
mit allen anderen Anbietern, insofern brauchen wir 
nicht einen allgemein verbindlichen Tarifvertrag 
„Soziales“. Den lehnen wir ab, weil er letztlich nur 
Gleichmacherei bewirken und flexible Regelung 
vor Ort unmöglich machen würde. Die negative Ko-
alitionsfreiheit und eigenständige betriebliche Lö-
sung sind weiterhin zu akzeptieren. Es gibt einen 
zweiten Aspekt, den ich erwähnen will, der viel-
leicht auch eine Folge des PSG III sein wird. In der 
Altenpflege ist die Akzeptanz nicht überall die glei-
che, wenn es um deutliche Vergütungssteigerungen 
geht, die immer wieder auch mit Personalsteigerun-
gen verbunden sind. Wir hatten das vor kurzem in 
Sachsen, was sehr pressewirksam war. Dort wur-
den zur Verbesserung der Situation der Versicher-
ten die Entgelte etwas angehoben. Wir hatten hef-
tige Reaktionen der Öffentlichkeit. Ich möchte da-
mit sagen, wenn man das eine will, muss man dem 
anderen auch sagen jawohl, genau das ist gewollt 
und das wird von uns allen unterstützt. Ansonsten 
stehen wir im Wettbewerb und es wird niemand in 
einem Betrieb arbeiten, wo er die angesprochenen 
500 Euro weniger verdient als nebenan, weil es in 
Fahrradnähe drei neue Arbeitgeber in der Pflege 
gibt. 

Abg. Petra Crone (SPD): Meine Frage geht an den 
Deutschen Pflegerat. Herr Meißner, was halten Sie 
von der Einrichtung einer Pflegekammer auf  

Bundes- oder auch auf Landesebene? Rheinland-
Pfalz ist schon vor gut einem Jahr vorangeschritten. 
Es geht um Pflegekammern, in denen sich die Pfle-
gekräfte beruflich organisieren können. 

SV Thomas Meißner (Deutscher Pflegerat e. V. 
(DPR)): Privat und als Deutscher Pflegeratsvertreter 
halte ich das für wichtig und im Moment für den 
einzigen Weg, für die Pflege ein klares Sprachrohr 
zu schaffen. Wir haben als Deutscher Pflegerat in 
den letzten 15 Jahren nicht beobachten können, 
dass es Bestrebungen gab, bei der Ärzteschaft, den 
Rechtsanwälten oder den Steuerberatern das Kam-
mersystem in Deutschland abzuschaffen. Da wir 
diese Erkenntnis als Grundlage nehmen, glauben 
wir, dass das Kammersystem das ist, was der Pflege 
nicht verweigert werden sollte. Deshalb glauben 
wir, dass es der einzige Weg ist und wir hoffen, 
dass der sich fortsetzt. Die Tür ist auf und wir wer-
den dies mit der Einrichtung einer Bundespflege-
kammer beenden und damit endlich einer großen 
Berufsgruppe im Gesundheitswesen eine qualifi-
zierte und vor allen Dingen auch finanzierte Vertre-
tung schaffen, die anderen Berufsgruppen auch ver-
gönnt ist. 

Abg. Emmi Zeulner (CDU/CSU): Meine Frage geht 
an die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände. Welche Rolle nehmen Absolventen 
einer akademischen Pflegeausbildung im Pflegeein-
richtungen und Krankenhäusern ein und wie be-
werten Sie den Vorschlag der Antragsteller, diese 
Ausbildung als ein Regelangebot an den Hochschu-
len zu verankern? 

SV Dr. Volker Hansen (Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände e. V. (BDA)): Ich 
darf noch einmal auf meine vorherigen Äußerun-
gen hinweisen. Gut ist ein Mix zwischen akade-
misch und nicht akademisch Ausgebildeten. Ich 
persönlich maße mir nicht an zu sagen, dieser Mix 
sollte im Verhältnis 20:80 oder 15:85 stehen. Das 
muss sich am Markt und an der Nachfrage nach 
Pflegekräften in den Pflegeeinrichtungen zeigen, 
die, wie gesagt, ihre Patienten versorgen müssen. 
Von daher: Akademiker in der Pflege ja, speziell 
auch für die Führungsebene, aber keine festen vor-
gegebenen Quoten. Genauso finde ich es ein Un-
ding, hier einen Zwang einzuführen. Der Zwang, 
dass alle Hochschulen diesen Studiengang anbieten 
müssen, ist weit verbreitet. Wenn ein Bedarf nach 
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mehr akademisch Ausgebildeten da ist, wird sich 
das Angebot der Universitäten entsprechend daran 
orientieren.  

Der Vorsitzende: Ich bedanke mich bei Ihnen allen 
ganz herzlich, bei den Sachverständigen, bei den 
Zuschauerinnen und Zuschauern und darf die An-
hörung damit beenden. 

 

Schluss der Sitzung: 17.10 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Edgar Franke, MdB 
Vorsitzender 


